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Dieser Ausgabe Uegt liu: alle Abonnenlen der Pandstellennachweis A, Bundesrecht ohne völkerrechtliche 
Vereinbarungen, nach dem Stande vom l. Januar 1970 bei. 


Verordnung 

zur Durchführung des Tarifvertragsgesetzes 
Vom 20. Februar 1970 


Auf Grund des §11 dtrs Tajüverlragsgesetzes 
(TVG) in der Fassung der Bekanntnmchung vom 
25. August 1969 (ßimdesgeselzbl. I S. 1323) wird 
nach Mitwirkung der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer mit Zustim¬ 
mung des Bundes rat es vt'r ordnet; 


Erster Abschniil 
Tarif cuisscbuß 

§ t 

Der Bundesministen' für Arbeit und Sozialord¬ 
nung errichtet den in § 5 TVG vorgesehenen Aus¬ 
schuß (Tarifausscliui^). Er beste]It je drei Vertreter 
der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer als Mitglieder und je drei weitere 
als Stellvertreter auf Grund von Vorschlägen dieser 
Organisationen. Für den Fall der Verhinderung der 
Mitglieder und ihrer Stellvertreter kann er weitere 
Stellvertreter auf Grund von Vorschlägen dieser 
O r g a n i s a t i o ne n b e stell e n. 

§ 2 

(1) Die Verhandlungen und Beratungen des Taril- 
cuisschusses leitet ein Beauftragter des Bundesmi¬ 
nisters für Arbeit und Sozialordnung. Die Verhand¬ 
lungen sind öffentlich, die Beratungen nichtöffent¬ 
lich. 

(2) Der Tarifausschuß ist boschluBfähig, wenn alle 
Mitglieder anwesend sind. 


§ 3 

(1) Die Beschlüsse des Tarifausschusses bedürfen 
der Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder. Der 
Beauftragte des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung hat kein Stimmrecht. 

(2) Die Beschlüsse des Tarif ausschusses sind 
schriftlich niederzulegen und von den Mitgliedern, 
die bei dem Beschluß mitgewirkt haben, zu unter¬ 
schreiben. Ist ein Mitglied verhindert, seine Unter¬ 
schrift beizufügen, so ist dies von dem lebens¬ 
ältesten Mitglied der Seite, der das verhinderte 
Mitglied angehört, unter dem Beschluß zu ver¬ 
merken. 

Zweiter Abschnitt 

Allgemeinverbindlicherklärung 
und Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit 

§4 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
Ordnung macht einen Antrag auf Allgemeinverbind¬ 
licherklärung eines Tarifvertrages im Bundesan¬ 
zeiger bekannt. Er bestimmt dabei eine Frist, wäh¬ 
rend der zu dem Antrag schriftlich Stellung ge¬ 
nommen werden kann. Die Frist soll mindestens 
zwei Wochen vom Tage der Bekanntmachung an 
gerechnet betragen. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung teilt den Tarifvertragsparteien 
und den obersten Arbeitsbehörden der Länder, auf 
deren Bereich sich der Tarifvertrag erstreckt, den 
Wortlaut der Bekanntmachung mit. 
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(2) Abweichond von dem Vorschriften des Ab- 
sal/es 1 kann der PniTKiosirkmisler für Arbeit und 
Sozicilordnung einen Antrag auf Allgemeinverbind¬ 
licherklärung abweistm, wenm die Voraussetzungen 
des §5 Abs. 1 TVG ollensichllich nicht vorliegen. 

§ o 

Ist c'in Anlrag aui AligcnKunVerbindlicherklärung 
bekanntgcnnacht worden, so können Arbeitgeber 
und Arbcntnehmer, die von der Allgemcinverbind- 
licherkldrung betrolfen werden würden, von einer 
der TariiVertragsparteien eine Abschrift des Tarif¬ 
vertrages gegen hrslaUiing der Selbstkosten ver¬ 
langen. 

§ 6 

(1) Der Biindesminister lür Arbeit und Sozial- 
ordnimg beruft nach Ablauf der Frist zur Stellung¬ 
nahme den Tarifausschuß zu einer Verhandlung 
über den Antrag auf Allgemeinverbindlicherklä¬ 
rung ein und macht den Zeitpunkt der Verhand¬ 
lung im Bundesan/.eigor bekannt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord¬ 
nung gibt den Mitgliedern des Tarifausschusses von 
den Stellungnahmen Kenntnis. 

(3) Den in § 5 Abs. 2 TVG Genannten ist in der 
Verhandlung Gelegenheit zur Äußerung zu geben; 
der Tarifdussebuß kann Äußerungen anderer zulas¬ 
sen. Die Äußerung in der Verhandlung setzt eine 
vorherige schriftliche Stellungnahme nicht voraus. 

§7 

Die Allgemeinverbindlicherklärung bedarf des 
Einvernehmens mit dem Tarifausschuß. Mit der All¬ 
gemeinverbindlicherklärung bestimmt der Bundes¬ 
minister für Arbeit und Sozialordnung im Beneh¬ 
men mit dem Tarifausschuß den Zeitpunkt des Be¬ 
ginns der Allgemeinverbindlichkeit. Dieser soll, 
sofern es sich nicht um die Erneuerung oder Ände¬ 
rung eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages 
handelt, in der Regel nicht vor dem Tage der 
Bekanntmachung des Antrages liegen. 

§ 8 

Der Bundc'sminisler für Arbeit und Sozialordnung 
teilt seine Entscheidung den Tarifvertragsparteien 
und den Mitgliedern des Tarifausschusses, die bei 
der Verhandlung über den Antrag mitgewirkt 
haben, im Falle der Ablehnung unter Angabe der 
Gründe, mit. 

§ 9 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für die der Tarif¬ 
vertrag infolge der Allgemeinverbindlicherklärung 
verbindlich ist, können von einer der Tarifvertrags¬ 
parteien eine Abschrift des Tarifvertrages gegen 
Erstattung der Selbstkosten verlangen. 

§ 3 0 

Erwägt der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
orduung die Aulhebung d(u: Allgemeinverbindlich- 
keit eines Tarifvertrages, so gibt er den Tarif¬ 


vertragsparteien und den obersten Arbeitsbehörden 
der Länder, auf deren Bereich sich der Tarifvertrag 
erstreckt, innerhalb einer bestimmten Frist Ge¬ 
legenheit zur schriftlichen Stellungnahme. Die Vor¬ 
schriften der §§ 6 und 7 gelten sinngemäß. 

§ 11 

Die Allgemeinverbindlicherklärung, die Ableh¬ 
nung des Antrages auf Allgemeinverbindlicherklä¬ 
rung, die Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit 
sowie Mitteilungen der Tarifvertragsparteien über 
das Außerkrafttreten und über die Änderung allge¬ 
meinverbindlicher Tarifverträge werden vom Bun¬ 
desminister für Arbeit und Sozialordnung im Bun¬ 
desanzeiger bekanntgemacht. 

§ 12 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann der obersten Arbeitsbehörde eines Landes das 
Recht zur Allgemeinverbindlicherklärung oder zur 
Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit eines Ta¬ 
rifvertrages übertragen, dessen räumlicher Gel¬ 
tungsbereich nicht oder nur unwesentlich über den 
Bereich des Landes hinausgeht. Die Vorschriften 
der §§ 1 bis 11 gelten sinngemäß. 


Dritter Abschnitt 

Aufhebung von Tarifordnungen und Anordnungen 

§ 13 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
soll vor der Aufhebung einer Tarifordnung oder 
einer Anordnung (§ 10 Abs, 2 TVG) die obersten 
Arbeitsbehörden der Länder, auf deren Bereich sich 
die Tarifordnung oder Anordnung erstreckt, sowie 
den Tarifausschuß hören. Er macht die Aufhebung 
im Bundesanzeiger bekannt. 

Vierter Abschnitt 
Tarif regisler 

§ 14 

Bei der Eintragung des Abschlusses von Tarif¬ 
verträgen in das Tarifregister werden die Tarif¬ 
verträge durch die Angabe der Tarifvertrags¬ 
parteien, des Geltungsbereichs sowie des Zeit¬ 
punktes ihres Abschlusses und ihres Inkrafttretens 
bezeichnet. 

§ 15 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial¬ 
ordnung benachrichtigt die Tarifvertragsparteien 
von der Eintragung der Allgemeinverbindlicherklä¬ 
rung, der Aufhebung der Allgemeinverbindlichkeit 
sowie von der Eintragung ihrer Mitteilungen über 
das Außerkrafttreten und über die Änderung allge¬ 
meinverbindlicher Tarifverträge. 

(2) Die Bekanntmachungen nach § 4 Abs. 1 und 
§11 sollen im Tarifregister vermerkt werden. 
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§ 16 

Die llinsidd. d('s '1 diifregislors sowie der re- 
gislrierten Tarilverlrage isl. jedtun gesUiltet. Von 
den Eintragungen kann (uiu' Abschrilt; gefordert 
werden; sie ist auf Vcularujen zu beglaubigen. Auf 
Verlangen ist ein<^ Bc^schcunigiing darüber zu er¬ 
teilen, dalf <üne b('siirnfTile Einlr<igiing nicht erfolgt 
ist. 

I ünfler Abschnill 
Kosten 

§ 

Das VerfahrcMi bei der Allgemeinverbindlich- 
erklärung und bei d(u- Beendigung der Allgemein- 
verbindlidikeit von Tarifvruti eigen ist kostenfrei. 


Sechster Abschnitt 
Schlußbestimmungen 

§ 18 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 

(2) Die Verordnung zur Durchführung des Tarif¬ 
vertragsgesetzes vom 7. Juni 1949 (Gesetzblatt der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
S. 89), geändert durch die Verordnung zur Ände¬ 
rung der Verordnung zur Durchführung des Tarif¬ 
vertragsgesetzes vom 12. April 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 478), tritt mit Inkrafttreten dieser Ver¬ 
ordnung außer Kraft. 


Bonn, (hm 20. Februar 1970 


1.) r B u ri des mini Ster für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Bundesgesetzblatt 
Teil II 

Nr. 8, ausgegeben am 24. Februar 1970 


Tag Inhalt Seile 

12.2.70 VejüidiiLing über dre Inkrällsetziing der Regelungen Nr. 10 und Nr. 11 nach dem Überein¬ 
kommen vom 20. Mär/ 1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmi¬ 
gung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige 
Anerkennung der Genehmigung (Verordnung zu den Regelungen Nr, 10 und 11) . 57 

17. 2. 70 Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 22/69 — Erhöhung des Zoll- 

konliegenIs für feste Brennstoffe) . 92 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Reebtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 



Datum und Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeigei 

Nr. vom 

Tag des 
Inkraft¬ 
tretens 

17.2.70 

Verordnung über besondere Interventionsmaß¬ 
nahmen für Getreide 

35 

20. 2. 70 

s. § 13 

17. 2.70 

Verordnung TSF Nr. 1/70 über Tarife für den 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen 

36 

21. 2. 70 

1. 3. 70 

13. 2. 70 

Verordnung zur Änderung der Ersten Durchfüh¬ 
rungsverordnung zur Tnterzonenhandelsverord- 
nung 

37 

24. 2. 70 

25. 2. 70 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Verölfentlichimg im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmillrdbürn Rc^chtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


DiiUiiii mul hezet^'hming der Rechtsvorschrift. 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

~ Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


T). 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 211/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Gelreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
ld)gfj()n anwendbaren Abschöpfungen 

6,2. 70 

L 29/1 

5. 2 . 70 

Verordnung (EWG) Nr. 212/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz .hinzugefügl werden 

6.2.70 

L 29/2 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 213/70 der Kommission zur Festsetzung 
der b(!i der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti- 
gimg 

6.2.70 

L 29/4 

5. 2. 70 

Verordiuing (EWG) Nr. 214/70 der Kommission zur Festsetzung 
der für Gelreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen anzuwendenden Erstattungen 

6. 2. 70 

L 29/6 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 215/70 der Kommission zur Festsetzung 
der bei Reis und Bruchreis anzuwendenden Abschöpfungen 

6.2.70 

L 29/10 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 216/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Prämien als Zrischlag zu den Abschöpfungen für Reis und 
Biuckreis 

6.2. 70 

L 29/12 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 217/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Erstattungen bei der Ausfuhr für Reis und Bruchreis 

6. 2. 70 

L 29/14 

5. 2. 70 

Verordniiiig (EWG) Nr. 218/70 der Kommission zur Festsetzung 
der bei der Erstattung für Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Berichtigung 

6. 2. 70 

L 29/16 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 219/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

6. 2. 70 

L 29/18 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 220/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Kälbern und ausge¬ 
wachsenen Rindern sowie von Rindfleisch, ausgenommen ge¬ 
frorenes R i n d flei sch 

6. 2. 70 

L 29/19 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 221/70 der Kommission zur Festsetzung 
von Zusatzbeträgen für Erzeugnisse des Sektors Geflügelfleisch 

6. 2. 70 

L 29/21 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 222/70 der Kommission zur Festsetzung 
von Zusatzbeträgen für Eiererzeugnisse 

6. 2. 70 

L 29/23 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 223/70 der Kommission zur Festsetzung 
von Zusatzbeträgen für lebendes und geschlachtetes Geflügel 

6. 2. 70 

L 29/25 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 224/70 der Kommission über eine 
Dauerausschreibung zur Bestimmung der Ausfuhrerstattung für 

Rü b en r o h zu ck e r 

6. 2. 70 

L 29/27 

5. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 225/70 des Rates zur Ergänzung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2599/69 zur Festsetzung des Grund¬ 
preises und des Ankaufspreises für Äpfel 

6. 2. 70 

L 29/29 

2. 2. 70 

Verordnung (Euratom) Nr. 226/70 des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom¬ 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in der Bundesrepublik Deutsdiland dienstlich verwendet 
werden 

7. 2, 70 

L 30/1 

3. 2. 70 

Verordnung (Euratom) Nr. 227/70 des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in den Niederlanden dienstlich verwendet werden 

7.2.70 

L 30/2 

6. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 228/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

7. 2. 70 

L 30,/4 

6. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 229/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

7. 2. 70 

L30/5 
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Ddluin und Bo/oichnnng der Rechtsvorschrift 


Veröüentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom NrVSeite 


6. ‘L 70 

Vcrotdnuug fEWG] Nr. 220/70 der Kommission zur Änderung 
(l(U' ])oi (](’[■ Crsldliung für Geireide anzuwendenden Berichti- 
giing 

7. 2. 70 

L 30/7 

6. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 231/70 der Kommission über die Fest- 
sel.zung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Roll Zucker 

7.2. 70 

L 30/8 

6. 2. 70 

Vcu'ordriurig (EWG) Nr. 232/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Abschöpflüggen für Olivenöl 

7. 2. 70 

L 30/9 

6. 2. 70 

Verordnung (EWCj) Nr. 233/70 der Kommission zur Festsetzung 
des Betrages der Beihilfe für Ölsaaten 

7.2.70 

L 30/11 

6. 2. 70 

Verordnung (FWC^) Nr, 234,VO der Kommission zur Festlegung 
den“ Ausschrej hungsbedingungen für den Verkauf von im Be¬ 
sitz der deutsejum lnlerventionsstelle befindlichen Raps- und 
Rübsen Samen 

7. 2. 70 

L 30/12 

6. 2. 70 

V(vrordnung (EWG) Nr. 235/70 der Kommission zur Anwendung 
ders Zollsatzes d('s (/lomoinsamen Zolltarifs auf Einfuhren be- 
slinunter Soricm Süßorangen mit Ursprung in Spanien 

7. 2, 70 

L 30/14 

6. 2. 70 

Verordnujig (EWG) Nr. 236/70 der Kommission zur Anwendung 
des Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs auf Einfuhren be¬ 
stimmter Sorten Süßorangen mit Ursprung in Israel 

7.2.70 

L 30/15 

9. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 237/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

10. 2. 70 

L32/1 

9. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 238/70 der Kommission über die Fest- 
sotzung der JVämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz hinzugefügt werden 

10.2. 70 

L 32/2 

9. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 239/70 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichti- 
gung 

10.2.70 

L 32/4 

9. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr, 240/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

10. 2. 70 

L32/5 

9. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 241/70 der Kommission über die Ein¬ 
reihung von Waren in die Tarifstelle 21.07 F des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

10. 2. 70 

L 32/6 

10.2.70 

Verordnung (EWG) Nr. 242/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Geireide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
i^oggen anwendbarem Abschöpfungen 

11.2 

!.70 

L33/1 

10.2.70 

Verordnung (EWG) Nr. 243/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und 

Malz, hinzugefügt werden 

11.2 

!.70 

L 33/2 

10.2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 244/70 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erslaltiing für Getreide anzuwendenden Berichti- 
gung 

11.2. 70 

L33/4 

10.2.70 

Verordnung (EWG) Nr. 245/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

11.2 

f 70 

L 33/5 

11.2.70 

Verordnung (EWG) Nr. 246/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen an wendbaren Abschöpfungen 

12.2.70 

L34/1 

11. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 247/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

12. 2, 70 

L 34/2 

11. 2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 248/70 der Kommission zur Änderung 
der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berich¬ 
tigung 

12. 2. 70 

L 34/4 

11.2. 70 

Verordnung (EWG) Nr. 249/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Koliziickei' 

12.2. 70 

L 34/5 

11.2. 70 

Verordnung (£W(j) Nr. 250/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung den; Abschöpfung bei der Einfuhr von Melasse 

12. 2 

!. 70 

L34/6 

11,2.70 

Verordnung (E WG) Nr. 251/70 der Kommission zur Änderung 
der Vefordnung Nr. 282/67/EWG über Durchführungsbestim¬ 
mungen bcürcJfcnd die Intervention bei Ölsaaten 

12. 2. 70 

L34/7 
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Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


11.2.70 Verordnung (EVvVI) Nr. 252/70 der Kommission zur Änderung 
der Vei-ordnung Nr. 7H5/()7/EWG betreffend den Ankauf von 
Oilvenöl durch die 1 niorventionsstelJen 

11.2.70 Vei Ordnung (EWG) Nr. 2')3/7{) der Kommission zur Änderung 

der VeroKlnurig (EWG) Nr. 1486/69 über die Mitteilungen der 
Mltgli(‘ds La fiten an d\o. Koinmission im Fettsektor 

11.2.70 Vmoidnung {EWG) Nr. 254/70 der Kommission zur Einführung 
einer Ausglcvichsabgabe auf die Einfuhr von Süßorangen aus 
Algei ien und (driechon land 

10.2.70 Verordnung (EWG) Nr. 255/70 der Kommission zur Änderung 
der Verordniing (EWG) Nr. 789/69 über den Absatz von Butter 
zu herabgesetzten Preisen an bestimmte ausführende Ver- 
arbeiiung.sheti iel)e in der Gemeinschaft 

12. 2. 70 Verordnung (EWG) Nr. 256/70 der Kommission zur Festsetzung 
der auf Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen anwendbaren Abschöpfungen 

12.2.70 Verordnung (EWG) Nr. 257/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide 
und Malz hinzugefügt werden 

12. 2. 70 Verordnimg (EWG) Nr, 258/70 der Kommission zur Festsetzung 
der bei d('r Erslaltiing für Getreide anzuwendenden Berich¬ 
tigung 

12.2.70 Verordnung (EWG) Nr, 259/70 der Kommission zur Festsetzung 
der für Getreide, Mehle, Grütze und Grieß von Weizen oder 
Roggen anzuwendenden Erstattungen 

12. 2. 70 Verordnung (EWG) Nr. 260/70 der Kommission zur Festsetzung 
der bei Reis und Bruchreis anzuwendenden Abschöpfungen 

12. 2. 70 Verordnung (EWG) Nr. 261/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Prämien als ZAischlag zu den Abschöpfungen für Reis und 
Bruchreis 

12. 2. 70 Verordnung (EWG) Nr. 262/70 der Kommission zur Festsetzung 
der Erstatt urigen bei der Ausfuhr für Reis und Bruchreis 

12. 2. 70 Veror dnung (EWG) Nr. 263/70 der Kommission zur Festsetzung 
der bei der ErslaUung für Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Berichtigung 

12.2.70 Verordnung (EWG) Nr. 264/70 der Kommission über die Fest¬ 
setzung der Abschöplungen bei der Einfuhr von Weißzucker 
und Rohzucker 

12. 2, 70 Verordnung (EWG) Nr. 265/70 der Kommission zur Festsetzung 
de^ Abschöpfungen bei der Einfuhr von Kälbern und ausge¬ 
wachsenen Rindern sowie von Rindfleisch, ausgenommen ge¬ 
fröre n es Rin dfiei sch 

12.2.70 Verordnung (EWG) Nr. 266/70 der Kommission zur Verminde¬ 
rung des im Zuckersektor auf bestimmte französische Aus¬ 
fuhren nach Drittländern anwendbaren Ausgleichsbetrags und 
zur Ergänzung der Verordnung (EWG) Nr. 1669/69 

12.2.70 Verordnung (EWG) Nr. 267/70 der Kommission zur Änderung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1669/69 und (EWG) Nr. 2061/69 
betieffend das den zu denaturierenden oder denaturierten 
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ment 

12. 2. 70 Verordnung (EWG) Nr. 268/70 der Kommission über die Durch¬ 
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12.2.70 Vererdnung (EWG) Nr. 269/70 der Kommission zur Aufhebung 
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